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Der IIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 20 Eebruar 1967 unter Mitv,rirkung 
der Bundesrichter Br c Arndt0 Dr» Beyer,, Gdhitgens.; Kessler 
und Br, Reinhardt
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 7° Zivilsenats des Oberlandesgerichts Gelle 
vom 6. Januar 1966 aufgehobene

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung - auch über die Kosten des Revisions­
rechtszuges - an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen-.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Beklagte war die dritte Ehefrau des am 26o August
1939 verstorbenen Schuhraachermoistors Heinrich
und ist als dessen testamentari3cheAlleinerbin im Grund­
buch von Band Blatt Nr , als Eigentüme­
rin des dort verzeichneten Grundbesitzes (\7ohnbausp Hof 
und Garten von insgesamt 409 qm) eingetragen Am 19= Eebruar
1940 schloß die Beklagte mit den vier Kindern aus der er­
sten Ehe ihres verstorbenen Ehemannes9 dem Klager und des­
sen drei Brüdern0 einen notariellen Erbvertrage Hierin 
setzte sieP um den Kindern aus erster Ehe das Vermögen 
des verstorbenen Vaters nach ihrem Tode wieder zuzuwen­
den (II)3 den Kläger und seine Brüder als ihre Erben zu
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gleichen Teilen ein (II § 1) und bestimmte, daß der Kla­
ger - eventuell seine Abkömmlinge., ganz eventuell seine 
Ehefrau - berechtigt sein solle, die lTachlaßgrundstücke 
zun Schätzwert zu Alleineigentum zu übernehmen (II § 2); 
in Falle der Übernahme sollten die Anteile der Hiterben 
bar ausgezahlt werden; falls der Kläger, seine Abkömm­
linge oder seine Ehefrau den Grundbesitz nicht zun Schätzung 
wert übernehmen wollten, sollte das Übernahnerecht den üb­
rigen drei Miterben zuotehen, und zwar dem Alter nach 
(II § 2 Abs, 2)o In Abschnitt II § 4 des Erbvertrages 
heißt es dann:

"Di© vier Geschwister ü f l H H B  nehmen diesen Erb­
vertrag an0 Sie verzichten hiergegen zugleich auf 
etwaige ihnen aus der Beerbung ihres Vaters zu­
stehende Pflichtteilsansprücheo Frau Anna DflHHIV 
nimmt diese Verzichtserklärungen ana”

Am gleichen Tage bewilligte und beantragte die Beklagte 
zugunsten des Klägers und seiner drei Brüder die Eintra­
gung einer Vormerkung zur Sicherung des Hechts auf Eigen- 
tumsübertragung mit der Begründung., ein Anspruch auf 
Eigentumsübertragung stehe ihnen nach dem Erbvertrag zu0 
Die Vormerkung wurde am 21«, März 1940 in Abt® II des 
Grundbuchs eingetragen, jedoch am 220 Januar 1965 von 
Amts wegen gelöscht, nachdem der Grundbuchrichtcr - auf 
Betreiben der Beklagten - mit Beschluß vom 13 => November 
1964 festgestellt hatte, daß die Eintragung gegenstands­
los sei, weil erbrechtliche "Ansprüche" nicht durch Vor­
merkung gesichert werden könnten0 Der Kläger hat daraufvom 30o Dezember 1964 eine emsxweilige Verfügung/erwirkt, durch wolche der
Beklagten untersagt worden ist, über die Grundstücke zu 
verfügen oder eine entsprechende Verpflichtung oinzugehon*
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Der Kläger hat im jetzigen Rechtsstreit vorgetragen: 
Die Beklagte hohe sich heim Abschluß des Erbvertrages ver 
pflichtet, über die Grundstücke aus dem Nachlaß seines 
Vaters nicht ohne seine Zustimmung und die seiner Brüder 
bei Lebzeiten zu verfügen oder eine Verpflichtung hierzu 
einzugeheno Der ausdrücklich fostgelegto Zweck des Erbvcr 
träges 3 den Nachlaß des Vaters für ihn und seine Miterben 
zu sichern, habe eine solche Bindung notwendig gemacht<> 
Deswegen habe die Beklagte damals auch die Eintragung 
einer Vormerkung bewilligt«,

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
die im Grundbuch von H f l B H H V B a n d  Blatt Nr, W ü ^  
eingetragenen Grundstücke nicht zu veräußern oder ander­
weitig darüber zu verfügen, hilfsweise festzuntellon, daß 
die Beklagte zur Veräußerung oder anderweiton Verfügung 
nicht berechtigt sei»

Die Beklagte hat um Abweisung der Klage geboten0 Sie 
hat in Abrede gestellt, sich beim Abschluß des Erbver­
trages ausdrücklich oder stillschweigend verpflichtet zu 
haben, nicht über den ererbten Grundbesitz zu verfügen, 
und vorgetragen: Sie müsse den Grundbesitz, wenigstens 
einen -Teil, veräußern, um ihren Lebens unterhalt zu si­
chern«, Das Sozialamt der Stadt habe ihr So­
zialhilfeleistungen mit der Begründung verweigert, sie 
müsse erst ihr Vermögen angreifen, ehe sie öffentliche 
Hilfe beanspruchen könne0

Das Landgericht hat die Beklagte entsprechend dem 
Hauptantrag der Klage verurteilt» Die Berufung der Be* 
klagten ist vom Oberlandesgcricht zurückgewiesen wor­
den,, Mit der Revision erstrebt dio Beklagte weiterhin



die Abweisung der Klage0 Der Kläger bittetP das Rechts- 
Mittel zurüclczuv/eiseno

Entscheidungsgründe i

Io

1o Das Berufungsgericht hat aus dem - ausdrücklich 
festgelegten - Sinn und Zweck des Erbvertrages5 nach den 
Wunsche der Beklagten solle nach ihrem Tode das Nachlaß- 
Vermögen ihres verstorbenen Ehemannes dessen Kindern aus 
erster Ehe zufallen«, aus der dem Erbvertrag zugrundege- 
Icgten Intcressonlage der Parteien und aus dem Umstand0 
daß die Beklagte zur Sicherung der Ansprüche aus dem Erb­
vertrag die Eintragung einer Vormerkung bewilligt hatte ? 
geschlossen0 zwischen den Parteien des Erbvertrages sei 
stillschweigend vereinbart worden., die Beklagte dürfe 
über die zum Nachlaß gehörenden Grundstücke unter leben­
den nicht verfügen«. Eine solche Bindung sei - so führt 
das Berufungsurteil aus - zulässig und hier deshalb an- 
zunehmend weil der Kläger und seine Brüder im Erbvertrag 
auf ihre PflichttoilsansprüchO;, die drei Achtel des Nach­
lasses ausmachten und von der Beklagten nur durch Ver­
äußerung oder Belastung des Grundbesitzes hatten erfüllt 
werden können9 verzichtet und damit der Beklagten die 
Möglichkeit gesichert hattona den Nachlaß uneingeschränkt 
zu nutzen9 insbesondere im eigenen Hause zu wohneno Schon 
dieses der Beklagten günstige Verhalten ihrer Stiefsohne 
spreche dafür5 daß ihre Gegenleistung - außer der Erb­
einsetzung - das Versprechen enthalten habo, die Anwart­
schaft auf die NachlaßgrundstUcke nicht durch Verfügungen
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unter Lobenden zu vereiteln» Es komme hinzu, daß der Zweck 
des Erbvertrages, der auch dem Y/unsch der Beklagten ent­
sprochen habe, sich nur habe verwirklichen lassen, wenn 
Verfügungen über den Grundbesitz zu Lebzeiten ausgeschlos­
sen wurden, und das habe nach Lage der Dinge nur dadurch 
geschehen können, daß die Beklagte sich rechtsgeschäftlich 
verpflichtete, zu ihren Lebzeiten über die Grundstücke 
nicht zu verfügen» Ob die Beklagte tatsächlich Hot leide 
und zur Sicherung ihres Lebensunterhalts auf eine Verwer­
tung des Grundbesitzes angewiesen sei, könne dahinstehen. 
Denn hier ergebe sich nichts dafür, daß der Beklagten in 
einer Notlage doch Verfügungen gestattet seien. Dagegen 
spreche - abgesehen von der Zielsetzung des Erbvertrages - 
vor allem, daß die Beklagte im Jahre 1940 außer dem Nach­
laß eigenes Vermögen nicht gehabt habe und eine Notlage 
daher sehr leicht habe eintreten können» Hätten der Klä­
ger und seine Brüder vorausgesehen, daß der Grundbesitz 
sich durch einen Lflichttoilsvcrzicht nicht werde erhal­
ten lassen, dann wäre es eher überhaupt nicht zum Erb­
vertrag gekommen. Der Vertrag lasse erkennen, daß die 
Beklagte nach übereinstimmendem Vertragswillen nur for­
mal Rechtsinhaberin bleiben und nur zur Nutznießung, 
nicht aber zur Verwertung der Nachlaßgrundstücko berech­
tigt sein solle. Mit dieser Vertragsgrundlago sei eine 
Berechtigung, selbst in einer Notlage über den Besitz zu 
verfügen, unvereinbar,

2o Der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, 
mit einem Erbvertrag könne eine Verpflichtung des Erb­
lassers, unter Lebenden nicht zu verfügen, verbunden 
werden, ist zutreffend» Der Bundesgerichtshof (BGHZ 26,204; 
31, 13; BGH NJY7 1963? 1602; vgl» auch BGHZ 36, 65 und 36, 
115) hat zu Rechtsfällen, in denen ein Nachlaßgrundstück 
oder ein Übernahmerecht vermacht war, ausgeführt: Ein 
Erblasser, der einen bestimmten Gegenstand seines Vermö-
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gcns einer anderen Person durch Erbvertrag vermacht, 
wird dadurch allein zwar nur an anderweitigen Verfü­
gungen über den Verrnächtnisgegenstand von lodes wegen 
gehindert (§ 2289 Abs« 1 Satz 2 BGB), sein Recht zu 
Verfügungen unter lebenden wird jedoch durch den Erb­
vertrag nicht beschrankt (§ 2286 BGB)„ Eine Bindung 
auch unter lebenden kann indessen - zwar nicht mit ding 
licher; wohl aber mit schuldrechtlicher Wirkung - da­
durch horbeigeführt werden, daß der Erblasser sich in
oder neben dem Erbvertrag durch ein Rechtsgeschäft Un­schuld recht l1’ ch ter Lebendenyverpfrichtet, über den vermachten Gegen­
stand auch unter Lebenden nicht mehr zu verfügen (§ 137 
Satz 2 BGB)* 2u einer solchen Verpflichtung bedarf es 
eines Vertrages (§ 305 BGB), der in der Regel ohno Wah­
rung einer besonderen Form und daher auch stillschwei­
gend geschlossen werden kann» Auch bei Grundstücken 
trifft die Formvorschrift des § 313 BGB auf eine sol­
che Vereinbarung nicht zu, weil der Eigentümer sich ge­
rade nicht zur Veräußerung, sondern zur Nichtveräuße­
rung verpflichtete Die Form des Erbvertrages (§ 2276 
BGB) müßte nur gewahrt werden, wenn der Erbvertrag und 
das Verpflichtungsgeschäft unter Lebenden eine recht­
liche Einheit bilden sollten; eine solche Annahme kann 
nur durch besondere Umstände im Einzolfall gerechtfer­
tigt werden (BGHZ 36, 655 71); dio zoitliche und inhalt 
liehe Beziehung des Verpflichtungsgeschäfts zum Erbver­
trag reicht hierfür nicht aus (BGH NJW 1963, 1602)0

hierAnhaltspunkte, die^für eine andere Beurteilung spre­
chen könnten, sind nicht ersichtliche

3o Entgegen der Auffassung der Revision gibt die 
vorliegende Sache dem Senat nicht Veranlassung zur 
Prüfung der Rechtsfrage, ob und unter welchen Voraus-



Setzungen das Recht eines Miterben, Grundstücke aus den 
Nachlaß gegen eine Zahlung zu übernehmen-, als ein Ver­
mächtnis v§ 1939 BGB) oder als eine Teilungsanordnung 
(§ 2048 BGB) zu worten ist, insbesondere ob die Bestim­
mungen in Abschnitt II § 2 des Erbvertrages vom 19=
Februar 1940 ein Vermächtnis oder eine Teilungsanord­
nung bedeuten» Der Vortrag der Revision, das Berufungs­
gericht sei fehlerhaft von einer schon zu Lebzeiten der 
Beklagten bestehenden Anv/artschaft des Klägers auf die 
Übernahme des Grundbesitzes aus ihrer Erbschaft ausge­
gangen p findet im Berufungsurteil keine Stütze» Viel­
mehr hat das Berufungsgericht das ausgesprochene Verfü­
gungsverbot allein aus einer entsprechenden schuldrecht­
lichen Vereinbarung hergeleitet, die die Beklagte am 
19o Februar 1940 mit dem Kläger und seinen Brüdern ge­
schlossen und durch die sie auf die Freiheit der Verfü­
gung zu Lebzeiten <§ 2286 BGB) verzichtet habe» Weshalb 
- v/ie die Revision meint - die wesentliche Grundlage für 
die Annahme einer stillschv/eigenden Verpflichtung der Be­
klagten entfallen soll, v/enn das übernahraerecht des Klä­
gers oder seiner Brüder nur eine Teilungsanordnung - nicht 
ein Vermächtnis - v/äre, begründet die Revision nicht, es 
ist auch nicht ersichtlich» Allerdings behandeln die an­
geführten Entscheidungen des Bundesgerichtshofs eine der­
artige Verpflichtung im Zusammenhang mit erbvertragli­
chen Vermächtnisseno Hier aber liegt eine vertragliche 
Erbeinsetzung vor, die jedenfalls eine Bindung hinsicht­
lich des gesamten Nachlasses im Sinne der §§ 2289 ff 3G3 
begründet» Gerade in einem solchen Fall - darin ist dem 
Berufungsgericht zuzustimmen - kann ein Bedürfnis be­
stehen, den Vertragsgegner vor den Folgen von Verfügungen 
unter Lebenden zu schützen (vgl» Lange NJW 1963, 15715 
1576; Erman BGB 3= Aufl» zu § 2286 Anm» 2), und es ist 
nicht einzusehen, weshalb nicht auch im Zusammenhang mit
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oincr Erbeinsetzung Vereinbarungen sollten getroffen wer­
den können3 die darauf abzielen, das Recht der Verfügung 
zu Lebzeiten schuldrechtlich auszuschließen oder zu be­
schranken o

II,
Für eine solche stillschv/eigend getroffene Vereinba­

rung spricht v/eder eine rechtliche noch eine tatsächliche 
Vermutung; sie kann nur nach sorgfältiger Prüfung in Ein­
selfall festgestellt werden, Beweispflichtig ist nach all­
gemeinen Grundsätzen derjenige, der sich auf eine derar­
tige Verpflichtung beruft (BGHZ 31? 13? 19; BGH NJW 1963? 
1 6 0 2 ) hier der Kläger, In der vorliegenden Sache hat das 
Berufungsgericht im liege der Auslegung des Erbvertrages 
die Überzeugung (§ 286 ZPO) gev/onncn, die Beklagte habe 
sich neben der vertraglichen Erbeinsetzung stillschv;eigend 
zugleich den Stiefsöhnen gegenüber verpflichtet, Verfügun­
gen über die Nachlaßgrundstücko zu unterlassen. Die Aus­
legung einer Vereinbarung individuellen atypischen In­
halts; wie des Erbvertrages, unterliegt der Nachprüfung 
in Revisionsrechtszug nur insov/eit, als gesetzliche Aus­
legungsregeln-, Lenkgesetze, Erfahrungssätze oder Verfah­
rensvorschriften verletzt sind (IM zu ZPO § 550 Nr, 5). 
Hier ist das Berufungsurteil aufzuheben, weil das Ober­
landesgericht entscheidungserheblicho Punkte ungeklärt 
gelassen, die Möglichkeit einer ergänzenden Auslegung des 
Vertrages zu eng gesehen hat und damit nöglichorv/cise zu 
einem Ergobnis gelangt ist, das dem Inhalt der Vereinba­
rung nicht gerecht wird,

10 Lie Revision v/endet sich ohne Erfolg dagegen, daß 
das Berufungsgericht überhaupt eine Bindung der Beklagten 
in der Richtung einer Verfügungsbeschränkung angenommen 
hat *
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Der Rüge2 das Berufungsgericht habe nicht beachtet, 
daß eine Veräußerung des Grundbesitzes das Erbrecht der 
Stiefsöhne nicht berühre, sondern lediglich die Zusammen- 
setzung des Nachlasses ändere, ist entgegensuhalten: Schon 
die zugrundeliegende Auffassung der Revision,, eine schuld- 
rechtliche Verfügungsbeschrä'nkung sei nur in Bezug auf die 
Zuwendung eines bestimmten Gegenstandes, ein Vermächtnis, 
denkbar, ist irrig0 Es ist sehr wohl möglich, daß die Frb- 
vertragsparteion auch im Interesse des künftigen Erben 
eine bestimmte Gestalt oder Zusammensetzung des Nachlas­
ses erhalten wollen, etwa Geschäftsbesitz oder Beteili­
gungen, Wertpapierbesitz oder Grundbesitz» Das Berufungs­
gericht hat festgestclltp die Beteiligten hätten hier be­
zweckt, das Grundvermögen im gleichen Stamm,und zwar in 
einer Hand zu erhalten, und diese Zielrichtung auch auf 
der Seite der Beklagten daraus geschlossen, daß sie das 
Vermögen ihres verstorbenen Ehemannes den Stiefsöhnen ha­
be zuwenden wollen, daß sie für diese eine Vormerkung be­
willigt und beantragt sowie selbst mehr als zwanzig Jahre 
lang nicht über den Grundbesitz verfügt habe» Nimmt man 
den Inhalt des Übernahmerechts nach Abschnitt II § 2 dos 
Erbvertrages hinzu - gleichgültig, ob damit ein Ver­

mächtnis vertragsgemäß ausgesetzt oder eine Teilungsan- 
ordnung einseitig getroffen werden sollte so konnte 
das Berufungsgericht in alledem hinreichende tatsächli­
che Grundlagen für seine Annahme finden, die Erhaltung 
des Grundbesitzes sei für die Beteiligten wesentlich ge­
wesen, damit einer der Erben ihn übernehmen und so der 
Familie erhalten könne»

Fehl geht auch die Rüge der Revision, das Berufungs­
gericht habe nicht berücksichtigt, daß der Verzicht des 
Klägers und seiner Brüder auf den Pflichtteil nur 3/8 des
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Nachlaßwerteo betroffen, während die Beklagte ihnen durch 
den Erbvertrag 5/8 des Nachlasses unentgeltlich zugewandt 
habe, woraus sich ein ganz unangemessenes Verhältnis der 
angeblichen Unterlassungspflicht der Beklagten zu der Ge­
genleistung der Stiefsöhne ergebe. Dabei übersieht die 
Revision: Der Verzicht des Klägers und seiner Brüder auf 
den Pflichtteil befreite die Beklagte von einer Verpflich­
tung, die sie sofort hätte erfüllen müssen und - wie das 
Berufungsgericht festgestellt hat - ohne Veräußerung oder 
Belastung des Grundbesitzes nicht hätte erfüllen können; 
damit bedeutete der Verzicht der Stiefsöhne für die Be­
klagte die Sicherung der Wohnung im eigenen Hause und 
der uneingeschränkten Nutzung des Grundstücks, also von 
Werten, die sich nur unter Berücksichtigung der Kriegs­
und Nachkriegsverhältnisse richtig abschätzen lassen. Da­
gegen wendete die Erbeinsetzung den Stiefsöhnen nicht 
- wie die Revision meint - 5/8 des Nachlaßwertes zu, son­
dern begründete für sie lediglich die Aussicht, in einer 
ungewissen Zukunft als Erben das zu erhalten, was vom 
Nachlaß dann noch übrig sein werde» Daher läßt sich we­
der von einem ungernessenen Wertvorhältnis sprechen, noch 
trifft das Berufungsgericht der Vorwurf, es habe ohne die 
gebotene sorgfältige Prüfung eine "automatische" Selbst­
bindung der Beklagten angenommene

Entgegen der Ansicht der Revision ist es auch nicht 
zu beanstanden, daß das Berufungsgericht den Antrag der 
Beklagten auf Eintragung einer Vormerkung für den Kläger 
und seine Brüder als ein Anzeichen dafür gewertet hat, 
daß die Beklagte die Grundstücke nicht habe veräußern 
sollen und wollen» Zv/ar konnte - davon geht auch das Be­
rufungsurteil aus - weder die durch den Erbvertrag be­
gründete tatsächliche Aussicht oder Erwartung., noch der 
ochuldrechtliche Anspruch des Klägers und seiner Brüder



durch eine Vormerkung gesichert werden (vgl» BGHZ 12, 115; 
Staudinger/Dittmann BG-B 10o/11o Auflo zu § 2286 Amn. 8;
Erman BGB 3« Auflo zu § 2286 Amn« 2); jedoch kann der An­
trag der Beklagten an das Grundbuchamt und die dafür ge­
gebene Begründung durchaus als ein tatsächliches Anzeichen 
dafür dienen? daß die Beklagte selbst sich gegenüber ihren 
Stiefsöhnen für gebunden hielte den Grundbesitz zu erhal­
ten; das hat das Berufungsgericht richtig erkannt und ge- 
würdigto

2, Selbst wenn aber der Grundbesitz dem Nachlaß jeden­
falls erhalten bleiben sollte und wenn dem Berufungsurto.il 
darin gefolgt wird., daß die Beklagte eher die Stellung 
einer Nutznießerin als die einer Vollberechtigten habe inne- 
haben sollen5 bleibt die Frage9 ob der Beklagten außer der 
V e r ä u ß e r u n g  auch jede B e l a s t u n g  ver­
wehrt sein sollteo und ob dies unbedingt und für jeden Fall 
- auch bei eintretender Notlage oder der Notwendigkeit 
kostspieliger Reparaturen - zu gelten habeQ An dieser Frage 
kann eine Auslegung-, die alle Umstände zu bedenken und auch 
einer möglichen Änderung der Verhältnisse Rechnung zu tra­
gen hat3 nicht Vorbeigehen„

Für den Revisionsrechtszug ist davon auszugehen9 daß 
die Beklagte sich tatsächlich in einer Notlage befindet9 
die sie dazu zwingt9 ihren Lebensunterhalt durch die Ver­
wertung der Grundstücke zu sichern5 denn das Berufungsge­
richt hat diese Behauptung ausdrücklich dahinstehon las­
sen, Das Berufungsgericht hat eine Ergänzung des Vertra­
ges im Vfege der Auslegung erwogen? woil die Vertragsbe­
teiligten am 19o Februar 1940 offenbar die Möglichkeit9 
daß die Beklagte in eine Notlage geraten werde3 nicht 
gesehen hätten. Es hat jedoch eine Ergänzung des Ver-
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träges in der Richtung, daß die Beklagte im Notfall doch 
den Grundbesitz veräußern dürfo, abgelehnt, weil eine 
Veräußerung in federn Falle den Absichten und Zielsetzun­
gen, die die Parteien mit der Vereinbarung verfolgten, 
widerspreche o Insoweit spricht für die Auffassung des 
Berufungsgerichts, daß die Ergänzung durch Auslegung stoto 
nur im Rahmen des Vertrages zulässig ist, sie darf nicht 
zur Umänderung des Vertrages führen und ist, unter den Ge­
sichtspunkten von Treu und Glauben, nach den aus den Ver­
trag sich ergebenden Richtlinien vorzunehmen (BGB RGRK 
11o Auflo zu § 157 Anm = 10 m,Ih)0 Wenn der Beklagten - wio 
das Berufungsgericht festgestellt hat - nach dem Willen 
aller Vertragsbeteiligten hier schlechthin und für jeden 
Fall eine Veräußerung des Grundbesitzes verwehrt sein 
sollte, dann kann eine ergänzende Auslegung grundsätz­
lich nicht dahin führen, daß ihr in einer Notlage doch 
die Veräußerung gestattet werde. Der Hinweis der Revi­
sion, die Rechtsprechung habe in einem vergleichbaren 
Fall eine Veräußerung zur Abwendung einer Notlage zuge­
lassen, ist in diesem Zusammenhang belanglos; denn dort 
(vgl. BGH NJW 1965,i 1602) war in tatrichterlicher Ver­
tragsauslegung festgestellt worden«, daß der Verpflichte­
te zur Abwendung einer Notlage habe veräußern dürfen, 
insoweit liegen die Fälle in tatsächlicher Hinsicht ver­
schieden „

Jedoch begründen die Erwägungen des Berufungsgerichts 
nur, daß und weshalb der Beklagten eine V e r ä u ß e ­
r u n g  der Grundstücke verv/ehrt sein sollte, sie rei­
chen aber nicht aus, um ihr jede andere Verfügung, insbe­
sondere eine B e l a s t u n g  ,zu untersagen0 Denn 
die vom Berufungsgericht für entscheidend gehaltene Ab­
sicht der Vertragschließenden, der Beklagten die Nutzung
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der Grundstücke zu ermöglichen und den Grundbesitz für 
den Kläger oder einen seiner Brüder zu erhalten, würde 
auch dann nicht vereitelt soin, v/enn der Beklagten für 
den Notfall eine Belastung in tragbarem Umfange gestat­
tet wäre. Ob die offenbare, auch vom Berufungsgericht an­
genommene Lücke im Vertrag in dieser Weise geschlossen 
v/erden könnte, hat das Berufungsgericht nicht geprüfte 
In diesem Zusammenhang kann bedeutsam sein: Wie das Ober- 
landesgoricht festgestellt hat, hatte die Beklagte zur 
Zeit des Erbvertrages außer dem Nachlaß ihres Ehemannes 
weder eigenes Vermögen noch Einkommen, Die Erfahrung 
spricht dafür, daß ihr Ehemann ihren Lebensunterhalt 
sichern wollte, wenn er sie als Alleinerbin., ohne jede 
Einschränkung zugunsten seiner Söhne, einsetzte0 Dieses 
Motiv des Erblassers mag zwar für die Auslegung des 
Rechtsgeschäfts vom 19» Februar 1940 nicht unmittelbar 
bedeutsam sein, kennzeichnet aber die Lage, die den Ver­
tragsbeteiligten nicht verborgen geblieben sein kann, zû , 
mal damals alle in Hildeoheim v/ohntcn0 und von der sie 
ausgehen mußten, Beim Abschluß des Erbvertrages war er­
kennbar, daß die Beklagte mit ihrer Verpflichtung, die 
Grundstücke nicht zu veräußern, eine wesentliche Siche­
rung gerade für Notfälle aufgab, selbst wenn die Ver­
tragsbeteiligten damals - wovon das Berufungsgericht 
ausgegangen ist - mit dem Eintritt einer Notlage nicht 
rechneten. Diese Selbstbeschränkung mag für die Beklag­
te insofern vorteilhaft gewesen sein, al3 ihr infolge 
des Verzichts der Stiefsöhne auf den Pflichtteil die 
Nutzung von Haus, Hof und Garten erhalten blieb. Ande­
rerseits kann der Standpunkt des Klägers, die Beklagte 
habe mit dem Verzicht auf den Pflichtteil ein für alle 
Mal das ihr zukommende Entgelt für die Erbeinsetzung 
und ihre zusätzliche Verpflichtung erhalten, angesichts
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dor Pamilien-Beziehung und der Entwicklung der wirtschaft­
lichen Verhältnisse durchaus Bedenken begegnen» Denn der 
Wert der Nutzung«, die der Beklagten verblieben ist, änder­
te sich kaum; der Kläger und seine Brüder aber behielten 
und behalten, wenn dio Beklagte an ihrer Verpflichtung 
festgehalton wird, dio Aussicht auf eine Erbschaft, deren 
Wert fortlaufend gestiegen ist* Möglicherweise wirkte der 
Verzicht der Stiefsöhne auf den Pflichtteil sich nicht nur 
für die Beklagte, sondern gerade für die Stiefsöhne in Er­
gebnis vorteilhaft aus; es ist nicht von der Hand zu wei­
sen, daß sie infolge des Pflichtteilsverzichts heute bes­
ser dastehen? als wenn ihnen im Jahro 1940 der Pflichtteil 
- bei Bewertung nach Stopp-Preisen und bevorstehender Wäh­
rungsentwertung - ausgezahlt worden wäre. Bio Vergünsti­
gung.; die die Stiefsöhne damit der Beklagten zukommen Hes­
sen, darf daher in ihrer gegenwärtigen Bedeutung nicht 
überschätzt werden» Wenn mit dem Verzicht auf den Pflicht­
teil die Erbeinsetzung der Stiefsöhne und die zusätzliche 
Verpflichtung der Beklagten ein für alle Mal abgegolton 
sein sollten, so hätte damit jedenfalls die Beklagte ein 
geringeres und heute wesentlich weniger wirksames Entgelt 
erhalten als in vergleichbaren Pallen, in denen Zuwendun­
gen der Bedachten "während der künftigen lebenszcit des 
Erblassers" (vgl» BGHZ 519 13/19),etwa laufende Zahlungen., 
geleistet wurden*

Biese Erwägungen machen deutlich, daß - gerade wenn 
die Vertragschließenden eine künftigo Notlage der Be­
klagten nicht in Betracht zogen - der Prüfung bedarf, 
wie sie diesen Pall vermutlich geregelt haben wurden, 
ohne ihre Vertragsziele, einerseits die Sicherung des 
Alters der Beklagten, andererseits die Erhaltung des 
Grundbesitzes für die Söhne, zu gefährden» Bas laßt sich
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gegenwärtig auch nicht annähernd beurteilen, weil jede 
Erörterung der wirtschaftlichen läge der Beteiligten 
fehlte Sollte die hiernach gebotene weitere Aufklärung 
einen gangbaren V/eg zur ergänzenden Vertragsauslegung 
nicht aufzeigen, sondern wiederum zu den Ergebnis führen, 
daß die Unterlassung jeder Verfügung, der Veräußerung wie 
der Belastung, vereinbart worden sei, dann werden die Un­
stände der Sache eine Prüfung in der Richtung notwendig 
machen, ob das Verlangen des Klägers, die Beklagte müsse 
- ohne Rücksicht auf ihre läge, sozusagen auf Gedeih und 
Verderb - ihr Versprechen halten, in seiner bedingungs­
losen Einseitigkeit mit den Grundsätzen von Treu und Glau­
ben (§ 242 BGB) vereinbar ist» Selbst wenn hier von einem 
Wegfall der Geschäftsgrundlage nicht sollte gesprochen 
werden können - was der Senat mangels hinreichender tat­
sächlicher Erörterung nicht zu beurteilen vermag wäre 
zu bedenken, daß auch die rücksichtslose und unangemes­
sene Verfolgung der eigenen Interessen eine Rechtsaus­
übung unzulässig machen kann (BGB RGRK 11» Aufl» zu 
§ 242 Anm, 160; Soergel/Siebert BGB 9» Aufl0 zu § 242 
Anm» 162; Erman BGB 3» Auflo zu § 242 Anm» III 3 a), und 
es kann sich die Erago stellen, ob nicht der Kläger eine 
Belastung des Grundbesitzes in notwendiger und tragbarer 
Höhe hinnehmen muß»



Das Berufungsurteil ist daher aufzuheben und die Bache 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen9 uni diesen die 
gebotene weitere tatsächliche Erörterung zu ermöglichen e 
Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsrechtszuges 
wird dem Berufungsgericht übertragen, weil erst dessen 
künftige Entscheidung ergeben wird, ob der Revision ein 
sachlicher Erfolg zukommt,

Dr, .Arndt Bundesrichter Dr0 Beyer ist GÜhtgens
beurlaubt und ortsabv/esend; 
er kann deshalb nicht unter­
schreiben o

Dr0 Arndt

Keßler Dt , Reinhardt
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